Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 1 1/4231 


16. 03. 89 


Sachgebiet 2121 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung der Bundes-Apothekerordnung 


A. Zielsetzung 

Mit diesem Gesetz sollen die Anforderungen des Artikels 2 Nr. 3 
der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über be- 
stimmte pharmazeutische Tätigkeiten vom 16. September 1985 
(85/432/EWG) an die Dauer der Apothekerausbildung in nationa- 
les Recht umgesetzt werden. 


B. Lösung 

Die Bundes-Apothekerordnung vom 5. Juni 1968 (BGBl. I S. 601), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Umsetzung der Apotheker- 
Richtlinien der EG (85/432/EWG und 85/433/EWG) in deutsches 
Recht vom 23. Juli 1988 (BGBl. I S. 1077), wird zu diesem Zweck 
entsprechend geändert. Im Hinbhck auf die ebenfalls vorgesehene 
inhaltliche Neugestaltung der Apothekerausbildung wird zudem 
auch die Ermächtigung zum Erlaß der Approbationsordnung für 
Apotheker erweitert und hinsichthch der Anerkennungsmöglich- 
keiten für Prüfungen und Ausbüdungszeiten präzisiert. 


C. Alternativen 

keine 

Die als Alternative eingehend geprüfte Möglichkeit der Einfüh- 
rung eines Praxissemesters hat sich unter den gegenwärtigen Vor- 
aussetzungen als nicht reahsierbar erwiesen. 


D. Kosten 
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Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. März 1989 

121 (312) - 230 04 - Ap 32/89 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung der Bundes-Apothekerordnung mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit. 

Der Bundesrat hat in seiner 598. Sitzung am 10. März 1989 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu 
erheben. 


Kohl 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung der Bundes-Apothekerordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Die Bundes-Apothekerordnung vom 5. Juni 1968 
(BGBl. I S. 601), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Umsetzung der Apotheker-Richtlinien der EG 
(85/432/EWG und 85/433/EWG) in deutsches Recht 
vom 23. Juli 1988 (BGBl. I S. 1077), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In §4 Abs. 1 Nr. 4 wird das Wort „viereinhalb" 
durch das Wort „fünf" ersetzt. 

2. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit regelt durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates in einer 
Approbationsordnung für Apotheker unter Be- 
rücksichtigung von Artikel 2 der Richtlinie 
85/432/EWG des Rates (ABI. EG Nr. L 253 S. 34) 
die Mindestanforderungen an das Studium der 
Pharmazie, die Famulatur und die praktische Aus- 
bildung, das Nähere über die pharmazeutische 
Prüfung und die Approbation, ferner die Anrech- 
nung von Prüfungen und Ausbildungszeiten, die 
innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes abgelegt werden. Dabei soll vorge- 


sehen werden, daß die pharmazeutische Prüfung in 
zeitlich getrennte Abschnitte zu teilen und die Ab- 
schlußprüfung innerhalb eines Monats nach dem 
Ende der Ausbildung abzulegen ist. Für die Mel- 
dung zur pharmazeutischen Prüfung sind Fristen 
festzulegen. " 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit wird ermächtigt, den Wortlaut der 
Bundes-Apothekerordnung in der jetzt geltenden 
Fassung mit neuem Datum im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben und dabei Unstimmigkeiten des Wort- 
lautes zu beseitigen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Mit diesem Gesetz wird die Umsetzung der am 1. Ok- 
tober 1987 in Kraft getretenen Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über bestimmte 
pharmazeutische Tätigkeiten (85/432/EWG) vom 
16. September 1985 (ABI. EG Nr. L 253 S. 34) in natio- 
nales Recht abgeschlossen, soweit diese ein formelles 
Gesetz erforderlich macht. Damit ist die Gleichwertig- 
keit der deutschen Apothekerausbildung mit den Vor- 
gaben dieser Richtlinie hergestellt. 

In der Richtlinie sind die Voraussetzungen für die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des 
Apothekers durch die Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften festgelegt. Neben der Be- 
schreibung der Tätigkeitsfelder, zu denen der Inhaber 
eines pharmazeutischen Diploms, Prüfungszeugnis- 
ses oder sonstigen Befähigungsnachweises grund- 
sätzlich in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften Zugang erhalten soll, werden die Bedin- 
gungen, von denen die Ausstellung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach- 
weise abhängig gemacht werden soll, vorgeschrie- 
ben. Sie sind auf bestimmte Mindesterfordernisse hin- 
sichtlich der zu erbringenden Kenntnisse, Zugangs- 
voraussetzungen und Dauer der Ausbildung be- 
schränkt. Im übrigen behalten die Mitgliedstaaten bei 
der Gestaltung der Ausbildung freie Hand. 

Mit Ausnahme der Dauer der Ausbildung ist die Richt- 
linie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über bestimmte pharmazeutische Tätig- 
keiten bereits Bestandteil nationalen Rechts. Die vor- 
geschriebenen Mindesttätigkeitsfelder und die Min- 
destanforderungen an die erforderlichen Kenntnisse 
stehen im Einklang mit den apotheker-, apotheken- 
und arzneimittelrechtlichen Vorschriften. Die Aner- 
kennung der Gleichwertigkeit der Apothekerausbil- 
dung der übrigen Mitgliedstaaten wurde mit dem Ge- 
setz zur Umsetzung der Apotheker- Richtlinien der EG 
(85/432/EWG und 85/433/EWG) in deutsches Recht 
vom 23. Juli 1988 (BGBl. I S. 1077) vollzogen. Da die 
Koordinierung der Ausbildungsdauer eine Verlänge- 
rung der deutschen Apothekerausbildung erforder- 
lich macht, über die zwischen den Beteiligten noch 
kein Einvernehmen erzielt werden konnte, mußte 
diese zunächst zurückgestellt werden. 

Mit der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten besteht allerdings Einvernehmen darüber, daß 
eine Umsetzung dieser Regelungen auch erst dann 
erfolgt sein muß, wenn die Studenten für das Ab- 
schlußexamen anstehen, die nach dem Inkrafttreten 
der Richtlinie am 1. Oktober 1987 ihr Studium begon- 
nen haben. Damit sich die Studenten aber rechtzeitig 
auf die Verlängerung des Studiums einstellen kön- 


nen, erscheint eine Umsetzung verfassungsrechtlich 
geboten, die noch 1989 in Kraft tritt. 

Nunmehr besteht Einvernehmen darüber, daß den 
Anforderungen der Richtlinie durch die Verlängerung 
der Apothekerausbildung um ein achtes Hochschul- 
semester entsprochen werden soll. Dafür hatten sich 
die Fachkreise, die Gesundheitsminister der Länder in 
den auf der 138. Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der 
Leitenden Medizinalbeamten am 18. November 1987 
und am 23. Juni 1988 im Gesundheitsausschuß des 
Bundesrates gefaßten Beschlüssen und der Deutsche 
Bundestag in seiner Entschließung vom 16. Juni 1988 
(Drucksache 11/2481) ausgesprochen. 

Die Kultusministerkonferenz hat einer Verlängerung 
der Hochschulausbildung auf vier Jahre am 14. Okto- 
ber 1988 mit der Maßgabe zugestimmt, daß das zu- 
sätzliche 8. Semester kostenneutral realisiert, eine 
stoffliche Entlastung des Studienganges Pharmazie 
um 426 Stunden vorgenommen und der Studiengang 
auch nach Einführung des 8. Semesters stofflich nicht 
weiter ausgeweitet wird. Die Kultusminister haben 
ihre Entscheidung auf das Beratungsergebnis einer 
Kleinen Arbeitsgruppe aus Vertretern der Kultus- und 
Gesundheitsministerien des Bundes und der Länder 
gestützt. Diese hatte die Möglichkeiten einer Ausge- 
staltung des zusätzlichen Semesters als Praxis-Seme- 
ster unter Aufsicht der Universitäten eingehend ge- 
prüft, war aber nach Anhörung von Sachverständigen 
der beteiligten Wirtschaftskreise, insbesondere der 
pharmazeutischen Industrie, sowie der übrigen Betei- 
ligten zu dem Ergebnis gekommen, daß es wegen der 
von der Arbeitsgruppe festgestellten Schwierigkeiten 
nicht realistisch erscheine, ein Praxissemester so 
rechtzeitig einzuführen, daß die deutschen Pharma- 
ziestudenten im Rahmen der EG keine Benachteili- 
gungen erfahren würden. Außerdem könne auch von 
der Einführung eines vollen achten Hochschulseme- 
sters durch die dadurch erreichbare stoffliche Entla- 
stung und Entzerrung des Studiengangs ein Beitrag 
zur Verkürzung der tatsächlichen Studienzeit erwar- 
tet werden. 

Das von der Kleinen Arbeitsgruppe vorgeschlagene 
achtsemestrige Hochschulstudium entspricht den 
Empfehlungen der vom Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit im Zusammenhang mit 
den Beratungen über die EG -Richtlinien eingesetzten 
„Arbeitsgruppe zu Fragen der Apothekerausbildung'' 
aus dem Jahre 1983. Die darin vorgeschlagenen Aus- 
bildungsinhalte und ihre Wichtung sind bereits auf 
die Aufgaben des Apothekers in einem modernen 
Gesundheitswesen einschließlich der seit 1987 beste- 
henden Informations- und Beratungspflicht ausge- 
richtet. Um die bildungspolitische Vorgabe, eine Ab- 
senkung der durchschnittlichen Semesterwochen- 
stundenzahl auf 30 Wochenstunden zu erreichen, hat 
die Kleine Arbeitsgruppe den Studiengang noch ins- 
gesamt um 14 Semesterwochenstunden gekürzt. 
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Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte sind grundsätzlich nicht zu er- 
warten. Insbesondere werden auch voraussichtlich 
keine zusätzlichen Kosten für die Ausführung des Ge- 
setzes entstehen, weil das zusätzliche Hochschulse- 
mester kostenneutral realisiert werden soll. Dies gilt 
auch für die vorgesehene Einrichtung des Praktikums 
„Instrumentelle Analytik“. Hinsichtlich der ggf. zu- 
nächst anfallenden Investitionskosten hat die „Ar- 
beitsgruppe zu Fragen der Apothekerausbildung" in 
Zweifel gezogen, daß diese den fortlaufenden Auf- 
wand wesentlich überschreiten, der für die apparative 
Modernisierung der bisherigen Praktika ohnehin ge- 
leistet werden müßte. Ähnlich verhält es sich mit dem 
neuen „ Pharmakologisch- toxikologischen Demon- 
strationspraktikum " . 

Die sich für die betroffenen Studierenden aus der Ver- 
längerung des Studiums ergebende Mehrbelastung 
ist, gemessen an den Kosten für das gesamte Studium, 
relativ gering und betrifft nur den Personenkreis, der 
die Ausbildung in der derzeitigen Mindeststudienzeit 
von dreieinhalb Jahren abgeschlossen hätte. Darüber 
hinausgehende kostenmäßige Belastungen für die 
Wirtschaft, insbesondere Apotheken, die Auswirkun- 
gen auf Einzelpreise und das Preisniveau, vor allem 
das Verbraucherpreisniveau, haben könnten, sind 
deshalb nicht zu erwarten. 


B. Besonderer Teil 

1. Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Mit dieser Vorschrift wird die Dauer der Gesamtaus- 
bildungszeit um ein halbes Jahr verlängert. Damit 


sind die Anforderungen des Artikels 2 Nr. 3 der Richt- 
linie 85/432/EWG erfüllt. 


Zu Nummer 2 

Inhaltiiche Vorgabe für die Anpassung der Apothe- 
kerausbildung an die Anforderungen des Artikels 2 
der Richthnie sind die Vorschläge der Kleinen Ar- 
beitsgruppe von 1988 auf der Grundlage des Berichts 
der „Arbeitsgruppe zu Fragen der Apothekerausbil- 
dung" von 1983. Darin wird u. a. die Einführung einer 
Famulatur vorgeschlagen, zu deren Realisierung die 
Ermächtigung zum Erlaß der Approbationsordnung 
einer Erweiterung bedarf. Des weiteren wird die Er- 
mächtigung hinsichtlich der Anerkennungsmöglich- 
keiten für Prüfungen und Ausbildungszeiten präzi- 
siert. 


2. Zu Artikel 2 

Nachdem die Bundes-Apothekerordnung seit ihrem 
Erlaß am 5. Juni 1968 (BGBl. IS. 601) mehrfach geän- 
dert wurde, soll die Rechtssicherheit und Lesbarkeit 
des Gesetzes durch eine Bekanntmachung der gelten- 
den Fassung gewährleistet werden. 


3. Zu Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


4. Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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